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Zeiten 


Aalen e Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
* Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


1 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint 


Freitag, den 5. Juni 1868. 


Deut ſchland. 
0. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 


15. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (4. Juni.) 

Eröffnung 10% Uhr. Wir zählen bei Beginn der Sitzung nur 90 Ab: 
eordnete. Am Tiſche der Bundes⸗Commiſſarien Delbrück, v. Puttkammer, 
ajor v. Kirchbach u. A. me. 

Das Mandat des Abg. Dr. Aegidi (6. Magdeburger Wahlkreis) iſt er⸗ 
ledigt, da er 10 ordentlichen Profeſſor an der Uniberfität Bonn ernannt 
worden. ls Referenten über den Antrag v. Hagke betreffend das 
Ne ernennt der Präſident an Stelle Aegidi's den Abgeordneten 

ernhardi. 

Der Präſident verlieſt ſodann 22 Urlaubsgeſuche auf die Dauer bis 
u 8 Tagen, die er bewilligt hat, und unterbreitet die übrigen 9, welche die 

eit von 8 Tae überſchreiten, der Beſchlußfaſſung des Hauſes. 

Der Abg. Nebelthau aus Kaſſel bittet um einen Urlaub von 10 Ta⸗ 
gen, da die dort ſtattfindende deutſche Lehrerverſammlung ſeine Gegenwart 
erfordert, und Dr. Eichmann einen Urlaub von 14 Tagen wegen wichtiger 
Amtsgeſchäſte in der Provinz Preußen. j 

Abg. b. Hagke gegen die Genehmigung dieſer Geſuche: Man könne nur 
die durch Krankheit motivirten bewilligen, Familienangelegenheiten und drin⸗ 

ende Geſchafte ſeien keine Urlaubsgründe, denn das dringendſte Geſchäft 

r die Mitglieder dieſes Hauſes beſteht darin, den Sitzungen beizuwohnen, 
Herr Nebelthau iſt Bürgermeiſter und nicht Theil und hat deshalb gar 
e an der Lehrerverſammlung Theil zu nehmen. (Wider⸗ 

ruch links. 

5 Präſident Simſon verlieſt den Wortlaut des Nebelthau'ſchen Urlaubs⸗ 
geſuches, Er müſſe als Oberbürgermeiſter von Kaſſel die ſtädtiſche Verwal⸗ 
kung bei der Lehrerverſammlung repräſentiren und habe außerdem in Folge 
feiner langen Abweſenheit von Haufe eine Menge dringlicher Amtsgeſchäfte 
aufgehäuft gefunden. Wenn er zur Beſchlußfähigkeit nothwendig ſei, jo ſei 
er bereit, auf telegraphiſche Mittheilung ſofort zurückzukehren. 

Abg. Pr. Harnier: In feiner Eigenſchaft als Ober⸗Bürgermeiſter von 
Kaſſel Hei er wenigſtens für die naͤchſten Tage unabkömmlich. 

bg. v. Hagke hält nur noch ſeinen Widerſpruch gegen das Urlaubs⸗ 
geſuch des Dr. Eichmann aufrecht. 8 

Das Geſuch des Abg. Nebelthau wird bewilligt, das des Dr. Eich⸗ 
mann mit allen gegen etwa 10 Stimmen abgelehnt. (Der Präſident be⸗ 
merkt dabei, daß er beim Beginn der Sitzung jedesmal die Zahl der Be⸗ 
urlaubten mittheilen wird.) RE 

Präſident Simſon; Der Abg. Stavenhagen (Halle) he — ſeines 
leidenden Zuſtandes halber um Urlaub bis zur Wiederherſtellung feiner Ger 
undheit. Da die Geſchäftsordnung einen Urlaub auf unbeſtimmte Zeit nicht 
ennt, ſtelle ich anheim, einen Urlaub von 14 Tagen zu bewilligen. 

Abg. v. Vincke (Olbendorf): Wenn Jemand krank iſt, ſo bedarf er doch 
nicht eines beſonderen Urlaubs. 

Präſident Simſon: In Kenntniß muß er das Haus doch davon ſetzen, 
und wenn er dies in eine höfliche Form kleidet (Heiterkeit), ſo ſcheint er mir 
doch keinen Tadel zu verdienen. 

Der Urlaub wird bewilligt. 

Abg. Cornely bittet um einen 14tägigen Urlaub „zur Wahrnehmung 
mehrerer gerichtlicher Termine und wegen anderweitiger Berufsgeſchäfte“. — 
Au hin v. Hagke's wird der Urlaub mit großer Majorität ver⸗ 
weigert. 

Engel (Leoßſchütz) bittet um einen Urlaub von 14 Tagen zu einer 


e. 
Abg. Graf Schulenburg (Beetzendorf): Der Abg. Engel wird wohl 
ſpäter reiſen können nach der Machstaggſe an. N 

räfident Simſon verlieſt das Urlaubsgeſuch, worin der Abg. Engel 
ausführt, daß er die Badereiſe aber nur jetzt unternehmen könne. 

bg. Graf Schulenburg: Der Herr Abgeordnete kann auch im Juli 
oder Hu uft baden. (Gelächter.) 1 r 

Das Urlaubsgeſuch wird, wenn auch mit geringer Majorität, abgelehnt. 

Abg. Keller (Duisburg) bittet um einen Urlaub von 3 Wochen (oho! 
oho!) wegen wichtiger ſchleuniger Arbeiten in feinem Amte als Bürgermeifter, 
da nach der rheiniſchen Städteordnung ein Magiſtrats⸗Collegium nicht exiſtirt, 
der Bürgermeiſter perſönlich für Alles verantwortlich iſt und die ihm Bei⸗ 
geordneten ihr Amt niederlegen wollen. 0 Le 
Auf den Antrag v. Lucks wird das Geſuch mit großer Majorität abge⸗ 

nt. 
8 Abg. Dr. Schwartze theilt mit, daß, wenn auch der ſächſiſche Landlag, 
wo er alle Tage beſchäftigt geweſen, am 30. v. M. geſchloſſen ſei, der Arzt 
ihm angeordnet habe, eld ins Bap zu reifen und alle Aufregung zu ver⸗ 
meiden. Er bittet deshalb um Urlaub zu einer Badereiſe. Der Urlaub wird 
mit geringer Majorität bewilligt. Air . R 
bg. b. Schwendler (Koburgiſcher Miniſter) bittet um Urlaub bis zum 
17. d. . wegen „dringender dienſtlicher Angelegenheiten“. Falls er den 
vollen Urlaub zur Abwickelung der Geſchäfte nich hi ollte, iſt er 
bereit, früher wieder einzutreffeu. (Heiterkeit). — Der Urlaub wird ver⸗ 
weigert. ’ 
ba. Forkel (Koburg) bittet, „wegen dringender, wichtiger und unauf⸗ 
ſchiebbarer Geſchäfte“ um einen dreiwöchentlichen Urlaub. (Oho! Oho!) Der 
Urlaub ſei ihm zum Fortbetrieb ſeiner anwaltlichen Praxis durchaus nöthig, 
da ſein bisheriger Subſtitut geſtorben ſei und er einen neuen noch nicht habe 
finden können. 2 \ > 

Abg. v. Bernuth beantragt, einen Urlaub von einer Woche zu bewilli⸗ 
gen, da dieſer zur e eines Subſtituten aus reiche. 

Abg. v. Denzin: Das Geſuch ſcheint mir gar nicht dringlich; ich bitte, 
es ganz abzulehnen. Aide , u 

r dreiwöchentliche Urlaub wird abgelehnt, der einwöchent⸗ 
liche mit großer Majorität bewilligt. ' 

Da der Abg. Forckel gleichzeitig, wie Ahg. Lasker in deſſen Auftrage 
mittheilt, bittet, ihn von dem Mandate als Mitglied der . 
Commiſſion zu entbinden, erſucht der Präſident die 1. Abtheilung, eine Er⸗ 
ſatzwahl vorzunehmen. 

Präſident Simſon theilt ſodann mit, daß ihm heute vom Bundeskanz⸗ 
leramte die Vorlage des Staatshaushaltes für 1869 zugegangen ſei. Er 
chlägt vor, über die geſchäftliche . der Vorlage morgen zu be⸗ 
chließen und theilt mit, daß er vorſchlagen wolle, die Vorlage im Plenum 
vorzuberathen und am Montag damit zu beginnen. 

Vor der Tagesordnung macht ſodann Abg. Dr. Becker (Dortmund) auf 
Ph Druckfehler aufmerksam, die ſich in dem kürzlich ausgegebenen Berichte 


der Petitionscommiſſion befinden und dadurch entſtanden ſind, daß aus der 
Druckerei trotz ausdrücklicher Anordnung kein Reviſionsabzug vorgelegt worden 
Wir erwähnen nur den einen, der große Heiterkeit im Hauſe hervor⸗ 
„Als Antrag der Commiſſion in Bezug auf mehrere Petitionen von 
preußiſchen Staatsbürgern, die im Königreich Sachſen Grundbeſitz haben, 
welche ſich über die doppelte Ham n f zur Einkommenſteuer in Preußen 
und Sachſen beſchweren, ſteht nämlich im Berichte: „die Petition dem Bundes⸗ 
rathe zur Abhilfe im Wege der Doppelbeſteuerung zu überweiſen“, ſtatt 
„im Wege der Bundesgeſetzgebung,“ i . 

Erſter Gegenſtand der TO, iſt der Geſetz⸗Entwurf, betr. die Bewilligung 
von lebenslänglichen Penſionen und Unterſtützungen an Offiziere und 
obere Militärbeamten der vormaligen ſchleswig⸗holſteiniſchen Armee, 
ſowie an deren Wittwen und Waiſen. 

Die wichtigſten Aenderungen der 12 Paragraphen zählenden Vorlage hat 
die Commiſſion in den SS 1 und 7 vorgenommen, indem fie dem preußiſchen 
Penſions⸗Reglement vom 13. Juni 1825, das in § 1 der Vorlage den Ber 
rechtigten angeboten wird, die Verordnung der Statthalterſchaft vom 15. Febr. 
1850 als zweiten Theil einer Alternative in 8 7 . und den Be⸗ 
rechtigten die Wahl zwiſchen beiden überläßt. Die Verordnung von 1850 
ſtellt gewiſſe Kategorien günſtiger als das preußiſche Reglement. Die beiden 
Paragraphen würden nach dem Commiſſions⸗Entwurfe lauten 

1. Den Offizieren und oberen Militärbeamten (Claſſification vom 
17, Juli 1862) der vormaligen im Jahre 1851 aufgelöſten ſchleswig⸗holſtei⸗ 
niſchen Armee, welche bei ihrem Eintritt in dieſe Armee einem Staate des 
Norddeutſchen Bundes angehört haben oder gegenwärtig einem ſolchen ange⸗ 
bören, werden vom 1, Juli 1867 ab lebenslängliche Penſionen nach Vor⸗ 


ſchrift des für die preußiſche Armee geltenden Reglements vom 13. Juni 
1825 und den ſpäteren Ergänzungen deſſelben aus der Bundeskaſſe bewilligt, 
inſofern nicht der § 7 zur Anwendung kommt. Abweichend von den Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Reglements erfolgt die Penſionsbewilligung auch dann 
lebenslänglich, wenn die Dienſtzeit weniger als 15 Jahre beträgt. 

7. Die Offiziere und oberen Militärbeamten der vormaligen im Jahre 
1851 aufgelöſten ſchleswig⸗holſteinſchen Armee, deren Wittwen und Waiſen, 
welche nach der Verordnung vom 15. Februar 1850 penſionsberechtigt ge⸗ 
weſen ſein würden, können, wenn ſie es vorziehen, ihre Penſionirung, ſtatt 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen, nach Maßgabe der Beſtimmungen der 
gedachten Verordnung vom 15. Februar 1850 bheanſpruchen. 

Abg. v. Vincke (Olbendorf) beantragt die Streichung dieſes § 7 und die 
Annahme des folgenden $ 55 

Bei Berechnung der Dienſtzeit iſt die Zeit vom 28. Januar 1851 bis 
1. Juli 1867 als Dienſtzeit mitzuzählen. Der Verlauf eines vollen Dienſt⸗ 
jahres nach Beförderung in eine höhere Charge oder Aufrücken in ein höhe⸗ 
res Gehalt (Cabinets⸗Ordre vom 31. December 1828) iſt nicht erforderlich, 
um die normalmäßige Penſion der höheren Charge oder des höheren Gehaltes 
zu erhalten. Der Abzug von 10 pCt. (Penſions⸗Reglement vom 13. Juni 
1825 § 12) bei Penſionären, welche im Auslande wohnen, findet nicht att. 
Die Penſions⸗Bewilligung erfolgt auch dann lebenslänglich, wenn die Dienſt⸗ 
zeit weniger als 15 Jahre beträgt. 5 

Dagegen beantragt Abg. Dr. Löwe den folgenden § 1: „Die den Offi⸗ 
zieren, Militärbeamten und übrigen Angehörigen der vormaligen, im Jahre 
1851 aufgelöſten e e Armee, ſowie den Wittwen und 
Waiſen derſelben durch die ſchleswig⸗holſtein'ſche Verordnung dom 
15. Februar 1850 zugeſicherten Penſionen und Unterſtützungen werden vom 
1. Juli 1867 ab von der Kaſſe des norddeutſchen Bundes erhoben. 

Alle übrigen SS der Vorlage ſollen wegfallen und nur der § 11 als 82 
übrig bleiben, der die obige Beſtimmung auch auf die vormalige ſchleswig⸗ 
holſteinſche Marine ausdehnt und die bezüglichen Ausgaben alljährlich in 
das Extraordinarium des Bundeshaushalts verweiſt. Ser 

yet Dr. Schleiden: Ich hoffe, meine Herren, daß Sie in den 
Ferien nicht nur Erholung, ſondern auch Zeit gefunden haben, den Bericht 
zu leſen. Ich a mich daher auf eine Bitte, vermeiden Sie es, in 
irgend einer Weiſe auf die Rechtsfrage einzugehen! Sie würden zu dem⸗ 
ſelben Ergebniß kommen wie die Commiſſion, daß eine Einigung über die⸗ 
ſen nicht möglich iſt. Wir müſſen dabei ſtehen bleiben, daß es ſich um die 
verſpätete Einlöſung einer nationalen Ehrenſchuld handelt. Da muß man 
cavaliermäßig, ohne zu rechnen und ohne zu mäkeln, verfahren. 

Abg. v. Binde (Olbendorf) gegen den Commiſſions⸗Antrag. Die 
Commiſſion hat anerkannt, daß die Regierung in wohlwollendſter Weiſe die 
Vorlage gemacht hat. Die zu Penſionirenden ſollen grundſaͤtzlich behandelt 
werden, wie die Mitglieder der eigenen Armee; darin allein liegt ſchon die 
Löfung der nationalen Ehrenaufgabe, von der der Referent ſprach. Es 
werden aber außerdem den ſchleswig⸗holſteinſchen Offizieren noch beſondere 
Vergünſtigungen zuerkannt. Sie erhalten die Penſion ohne den Nachweis 
ihrer Invalidität, ohne daß ſie eine fünfzehnjährige Dienſtzeit hinter ſich ha⸗ 
ben. Außerdem iſt der Minimal⸗Penſionsſatz von 120 auf 240 Thlr. erhöht 
worden. Wenn aber nun die Commiſſion noch weiter gegangen iſt, und 
dieſen Offizieren die Wahl zwiſchen dem preußiſchen und dem ehemaligen 
ſchleswig⸗holſteinſchen Penſionsgeſetze freiſtellt, jo kommt mir das wie eine 
legislative Ungeheuerlichkeit vor; ich kann die Feſtſtellung einer ſolchen nicht 
mit meiner Pflicht als Abgeordneter vereinigen. Ich ſehe darin namentlich 
eine Ungerechtigkeit gegen alle Offiziere der preußiſchen Armes, welche im 
ſchleswig⸗holſteinſchen oder irgend einem anderen Kriege gefochten haben. — 
Redner geht nun auf ſein Amendement ein und empfiehlt deſſen Annahme. 

Abg. Dr. Hänel: Von allen Seiten wird zugeſtanden, daß es ſich hier 
um eine nationale Ehrenſchuld handelt. Aber mir ſcheint doch, daß man 
ſich über die Bedeutung einer Ehrenſchuld täuſcht, daß man ſie verwechſelt 
mit einer gewiſſen cavaliermäßigen largesse, als ob es ſich hier um ein 
Almoſen handelte. Die Ehrenſchuld, um die es ſich hier handelt, hat eine 
ganz beſondere Präciſion, fie iſt erhaben über formelle juriſtiſche Geſichts 
punkte, ſie braucht den Einwänden der Advocaten nicht nachzugehen. Eine 
Ehrenſchuld fragt vor Allem danach: wie kann ich in vollkommenſter Weiſe 
den Gläubiger befriedigen? Es handelt ſich nicht um das ſubjective Er⸗ 
meſſen desjenigen, der ſchuldet, ſondern darum, dem vollſtändig zu genügen, 
dem gegenüber dieſe Ehrenſchuld vorhanden iſt. Den objectiven Maßſtab 
bei einer ſolchen Schuld zu ſinden, iſt allerdings oft ſchwer; aber bier iſt 
ein einfacher und klarer Maßſtab vorhanden, welcher ſich unzweideutig aus 
den Thatſachen ergiebt. Am 15. Februar 1850 wurde für die Angehörigen 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Armee ein Penſionsgeſetz erlaſſen von der Statt ⸗ 
halterſchaft, welche von der Centralgewalt Deutſchlands eingeſetzt und aus⸗ 
drücklich von ihr mt allen legislativen Befugniſſen ausgeſtattet war. 155 
Ausübung dieſer Vollmacht und innerhalb der durch das Staatsgrundgeſetz 
ihr vorgeſchriebenen Bedingungen wurde am 15. Februar 1850 dies Pen- 
ſionsgeſetz erlaſſen. Es können daher an der Legalität dieſes Geſetzes nur 
die Advocaten der däniſchen Regierung zweifeln. Aus ihm ſind für ſämmt⸗ 
liche Angehörige der ſchleswig⸗holſteinſchen Armee beſtimmte Anſprüche er. 
wachſen; Anſprüche privatrechtlicher Natur, als welche ſie zum Ueberfluß 
noch in ſpäteren Erklärungen der Commiſſarien des retablirten deutſchen 
Bundes ausdrücklich anerkannt worden ſind. 

Es wurde in der bezüglichen Proklamation derſelben jede Rückwärtsauf⸗ 
Nen der unter der Statthalterſchaft erlaſſenen Geſetze für unmöglich er⸗ 
lärt und hinzugefügt, daß Verhältniſſe privatrechtlicher Natur durch die Auf⸗ 
hebung irgend eines 25 Geſetze nicht berührt werden ſollen. Wenn trotz⸗ 
dem von der däniſchen Regierung durch die Bekanntmachung vom 25. März 
1851 nicht nur die Penſionsberechtigung derer, deren Penſionen bei eintre⸗ 
tender Entlaſſung fällig geweſen ſein würden, ſondern auch derjenigen, deren 
Penſtonen bereits bewilligt waren, als beſeitigt erklärt wurde, ſo war das 
ein ſchreiender Widerſpruch mit allen früheren Erklärungen. Als etwas 
Legales iſt dieſer Akt denn nie betrachtet worden; auch Oeſterreich und 
Preußen erklärten im Bundestage, daß jene Anſprüche nur aus politi⸗ 
62 Gründen für aufgehoben erklärt ſeien. Sind die Verhältniſſe nun 
o, welchen einfacheren Weg giebt es dann, um einen objectiven Maßſtab 
zu finden, als den, daß wir ſagen: nun gut, ſtellen wir jetzt die Anſprüche, 
die damals aus politiſchen Gründen der damaligen Zeit beeinträchtigt 
und vernichtet wurden, wieder her! Wir haben ganz einfach auf dem Wege 
materieller 1 vorzugehen. Wir erkennen die Ehrenſchuld an, und 
hier iſt der Maßſtab, nach welchem wir ſie einzulöſen haben. Stellen wir 
die Penſionsberechtigung nach dem Geſetze vom 15. ue 1850 wieder 
her! Es giebt keinen einfacheren Geſichtspunkt. Den Einwand, daß dann 
die ſchleswig⸗holſteiniſchen Offiziere beſſer geſtellt ſein würden, als die preu⸗ 
ßiſchen, die für dieſelbe Sache gekämpft haben, verſtehe ich nicht, weil ich 
die Vergleichungspunkte ganz und gar vermiſſe. Die preußiſchen Offiziere 
werden penſionirt, wenn ſie invalide geworden ſind. Aber hier handelt es 
ſich um Offiziere, die in ihrer vollen Kraft wider ihren Willen aus ihrer 
militäriſchen Carriere herausgeriſſen und damit plotzlich außer Brot geſetzt 
wurden. Das iſt doch etwas durchaus Verſchiedenes. 5 

Die preußiſchen Offiziere, die in Schleswig⸗Holſtein gekämpft, find dieſe 
17 Jahre hindurch in geſicherten Stellungen geweſen, ſie ſind avancirt, ſie 
erhielten ihre Penſionen, ſie waren durchaus beſſer 16 Batz Das preußiſche 
Penſions⸗Reglement iſt abſolut unanwendhar für die Verhältniſſe der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Offiziere, und ſelbſt der Tarif deſſelben läßt ſich nicht überall 
anwenden, weil die Gradbezeichnungen beider Armeen verſchieden waren. 
Das fachlich nicht Zutreffende des preußiſchen Penſions⸗Reglements drängt 
uns überall dahin, daß wir das ſchleswig⸗holſteiniſche Reglement von 1850 
dieſem Geſetze zu Grunde legen, das geſchieht in dem Commiſſionsentwurfe 
und ich bitte daher dringend um deſſen Annahme. Es iſt wahr, man ſtellt 
den betreffenden Offizieren die Wahl zwiſchen den Bedingungen des preußi⸗ 
ſchen und des ſchleswig⸗holſteiniſchen Reglements frei. Aber ich möchte doch 
nicht dies Wahlrecht als eine legislative Ungeheuerlichkeit bezeichnen. Man 
iſt damit allerdings etwas über den objectiven Maßſtab hinausgegangen, es 
findet eine gewiſſe Largeſſe ſtatt. Allein, m. H., dieſe Offiziere, die ſo oft in 
dieſem Hauſe die wärmſte Anerkennung gefunden haben, deren Lage Jahre 
hindurch keine beneidenswerthe war, die können von unſerer Seite, wenn 
wir auch etwas viel thun, doch nicht aten behandelt werden, denn hier 
liegt eine Ehrenſchuld der deutſchen Nation vor. (Bravo!) 


Präſident Delbrück: Von allen Seiten iſt bekundet worden, daß es ſich 
um die Einlöſung einer nationalen Ehrenſchuld handle, von allen Seiten iſt 
aber auch anerkannt worden, daß, was man unter einer Ehrenſchuld ver⸗ 
ſtehen will, durchaus Sache der ſubjectiven Auffaſſung iſt. Es handelt ſich 
hier wie ſo oft, um einen Compromiß, und um einen ſolchen zu finden, wird 
es 1.58 ſein, wenn man die beiden denkbaren Extreme einander gegenüber⸗ 
ſtellt. Das eine iſt der Standpunkt des Abg. Hänel, der in dem Amende⸗ 
ment Löwe ſeinen correcten Ausdruck gefunden hat: die einfache Anwen⸗ 
dung des ſchleswig⸗holſtein'ſchen Penſionsgeſetzes, die einfache Retablirung 
des — nach der Behauptung Ihrer Commiſſion — beſtehenden Rechtes. Das 
andere Extrem würde fein, zu jagen: die Männer, um die es ſich handelt, 
haben in Folge der Auflöſung der ſchleswig⸗holſteinſchen Armee ſich in eine 
zum Theil ſehr ungünſtige Lage verſetzt geſehen, und der Bund hat die Ehren⸗ 
verpflichtung, ſie in dieſer Lage nicht zu laſſen; er hat aber dabei eben die 
Individualität der einzelnen Fälle ins Auge zu fallen, er hat zu erwägen, 
ob nicht in einzelnen Fällen der Betheiligte inzwiſchen in eine Lage gelangt 
iſt, die irgend ein soulagement. nicht erfordert, er hat ferner zu prüfen, ob 
die etwa ſich herausſtellende Hilfsbedürftigkeit eine dauernde oder borübers 
gehende iſt. Die beiden Extreme alſo würden ſein: das eine, Anerkennung 
des Rechtes, das andere, Bewilligung von individuell bemeſſenen Unter⸗ 
ſtützungen. Dieſe letztere Auffaſſung iſt durchaus keine, die ich mir jetzt 
theotetiſch mache: ſie beſteht und iſt ſehr entſchieden vertreten worden. 
Zwiſchen dieſen beiden Extremen hat die Vorlage der verbündeten Regierun⸗ 
gen die Mitte getroffen. Sie ift dabei zurückgegangen auf das preußiſche 
Weng 3 . 

ch gebe dem Herrn Abg. Hänel zu, daß es, ſo wie es beſteht, nicht an⸗ 
wendbar war; aber weil die Regierungen dies anerkannt haben, haben fie 
es auch in ihrer Vorlage nicht ohne Weiteres angewendet. Sie haben einmal 
abgejeben von der Dauer der Dienſtzeit, von der Frage der Invalidität, ſie 
baben den niedrigſten Penſionsſatz verdoppelt. Sie haben durch die Vorlage 
ſämmtlichen Betheiligten ein Recht gegeben. So haben Sie auf der einen 
Seite Behauptung des beſtehenden Rechtes, auf der anderen Seite Beſtrei⸗ 
tung des beſtehenden Rechtes, in der Mitte durch die Vorlage: Begründung 
eines neuen Rechtes. Ich glaube, meine De daß in dieſer Auffaſſung 
der Dinge ein durchaus billiger Compromiß zwiſchen den verſchiedenen An⸗ 
ſichten liegt, die in Beziehung auf die vorliegende 1 e zur Geltung kom⸗ 
men konnen; ich glaube, daß durch die Annahme dieſer Vorlage allen billigen 
Anforderungen entſprochen fein würde. Denn es werden durch dieſelde nicht 
wenigen Perſonen Penſionen gegeben, welche ſich im Laufe der Zeit Lebens⸗ 
tellungen ago haben, die weit günftiger find, als diejenigen, die fie im 
ege des Avancements jetzt inne haben würden. Man thut unrecht, wenn 
man ſich vorſtellt, daß es ſich durchweg um erſonen handelt, die durch die 
Auflöſung der Armee in eine durchaus hilfloſe Lage gekommen ſind. 
iſt nicht der Fall. Ein großer Theil der Betheiligten befand ſich außerdem 
in einem Lebensalter, welches den Uebergang in eine andere Lebensſtellung 
fo geſtattet wie leicht macht. Was den Vorſchlag Ihrer Commiſſion anlangt, 
io geht derſelbe über alle Grenzen eines Compromiſſes hinaus, jo daß ich 
auf das Allerbeſtimmteſte erklären kann, daß derſelbe von den verbündeten 
ane nicht angenommen werden wird. Es iſt nach der Seite hin 
viel conſequenter, das Amendement Löwe anzunehmen, wenn ich auch auf 


die Conſequenz deſſelben aufmerkſam machen will, daß diejenigen Perſonen, 


die nicht Militärs von Fach waren, dann gar nichts erhalten würden. Auch 
mit dem Amendement v. Vincke kann ich mich in ſeinen meiſten Sätzen nicht 


einverſtanden erklären, und wiederhole daher nur: nehmen Sie die Vorlage 


ſo an, wie ſie gemacht iſt! 
Abg. Dr. Löwe: Der Herr Prändent des Bundeskanzleramtes hat die 


Regierungsvorlage als ein Compromiß bezeichnet. Zu einem Compromiß ge⸗ 


horte aber doch die Zuſtimmung der beiden Parteien, um deren Intereſſe es 
ſich handelt und im vorliegenden Falle werden die Hauptintereſſeuten, die 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Offiziere, gar nicht befragt Ein Comprimittiren bezüg⸗ 
lich der Rechtsfrage erſcheint mir 15 unthunlich, wenn eine Verſtän⸗ 
digung zu Stande kommen ſoll, ſo kann es nur geſchehen, wenn wir die 
Rechtsfrage ganz aus dem Spiele laſſen. Mir erſcheint die einzig practiſche 
Löſung der Frage die p fein, daß wir uns auf den Standpunkt des Erlaſſes 
vom Februar 1850 ſtellen. Fſnanzielle Bedenken habe ich gegen meinen An⸗ 
trag von keiner Seite gehört, man hat nur darüber geſtritten, ob jener Er⸗ 
laß noch zu Recht beſteht oder nicht. Indem Sie für dieſe Vorlage votiren, 
find. Viele von Ihnen gar nicht im Stande zu beſtimmen, was Sie denn 
eigentlich gewähren; ich mache es Ihnen bequemer. Indem ich Ihnen eine 
regelmäßige Rechtsbaſis gebe, können Sie Ihr Gewiſſen vollſtändig entlaſteu, 
ob dieſer diel, der andere weniger und jener gar nichts bekommt. Ich ſehe 
auch keinen Grund, weßhalb ſich die preußiſche Regierung nicht auf dieſen 
Standpunkt ſtellen ſollte, nachdem früher ihr Vertreter bezüglich der Pens 
ſionirung ſtets jenen Erlaß zu Grunde gelegt hat. Sollte etwa der Gedanke 


gegen die Verordnung ſprechen, daß dieſelbe von einer revolutlonären Re⸗ 


gierung ausging, deren Geſetze man ſpäter nicht mehr zur Ausführung 


bringen brauche? Sympathien für jene Regierung ſind es wahrlich nicht, 


denen ich in meinem Antrage Ausdruck geben will, denn ich weiß nur zu 
gut, daß ſie es war, die die große Reaction in Deutſchland möglich gemacht 
bat, indem fie activ und paſſiv zu dem Waffenſtillſtand von Malmoe hin⸗ 
führte. Dieſe Regierung iſt es geweſen, der Deutſchland die größten Härten 
ſeines Schickſals in den fünfziger Jahren zu danken hat, alſo nicht aus be⸗ 
ſonderem Intereſſe für dieſelbe will ich die genannte Verordnung zur Aner⸗ 
kennung bringen, ſondern es iſt nur das Gefühl der Gerechtigkeit, das mich 
3 A n ichüg ges 3 lei ihm über die 2 
Herr v. Binde hat ganz richtig gejagt, es ſei ihm über die ippen ge⸗ 
litten: „Laſſen Sie uns die Sache aus der Welt ſchaffen.“, Ich theile die⸗ 
2 Wunſch, ſehe aber deſſen Erfüllung nur darin, daß wir den uns ent⸗ 
E Anſprüchen in vollem „lange gerecht werden. Nehmen 
ie heute die Regierungsvorlage an, ſo haben Sie wieder von Jahr zu 
Jahr eine Menge von Petitionen, die Sie nur mit der Erfüllung der Ver⸗ 
ordnung von 1850 aus der Welt ſchaffen werden, und da Sie das für ein 
Geld haben können, — denn es wird Ihnen wahrſcheinlich eher weniger als 
mehr koſten — ſo begreife ich nicht, wie man ſich auf ein ſcharfſinniges 
Rechtscompromiß einlaſſen kann, um dieſen einfachen Maßſtab zu übergehen. 
Ein anderer Grund, den der Herr Bundescommiſſar andeutete, it der, daß 
man behauptet, die Verhältniſſe der von dem Geſetze berührten Leute ſeien 
nicht ſo ſchlimm, daß man für dieſelben ein Mitleid in Anſpruch nehmen 
könne, fie ſelbſt würden ſich ſchämen, Objecte des Mitleids zu ſein. Ich 
fürchte, daß der Herr Präſident des Bundesparlaments trotz Teiner Exſah⸗ 
rungen gerade die nicht gemacht hat, die ich das zweifelhafte Glück habe, 
vor ihm voraus zu beſitzen, nämlich den ſpeciellen Umgang und jahr⸗langen 
Verkehr mit jenen aus ihrer Carriere geworfenen Männern. Der Grund, 
daß dieſelben in andern Berufsarten ſo wenig Glück gemacht haben, liegt 
darin, daß es ihnen trotz aller Ehrenhaftigkeit des Charakters und Sicher⸗ 
heit des Benehmens an jeder Initiative fehlte. Dieſes Reſultat ihrer mili⸗ 
täriſchen Erziehung war die Veranlaſſung,! \ 
anfangen konnte, was man mit jedem Juriſten, jedem Handwerker — ja, 
jedem Theologen (Heiterkeit) anzufangen im Stande war. 
Es iſt deshalb ein großer Irrthum zu glauben, daß es jenen Männern 
leicht geworden wäre, ſich neue Lebenswege zu ſchaffen. 
ihr Stand und Benehmen viele Thüren, die Anderen verſchloſſen ſind, aber 


gerade dieſes Benehmen hindert ihn, aus der gebotenen Gelegenheit den 


Vortheil zu ziehen, den Andere ziehen würden. Wenn es gilt, dieſe Vor⸗ 
theile zu realiſiren, dann iſt er unpraktiſch ein Narr, der immer nur an 
ſeine Vergangenheit denkt, der ſich in der Gegenwart nicht zurechtfindet, der 
erwartet, daß man noch Rüchſicht auf eine Vergangenheit nehmen ſoll, die 


weit 9 — ihm liegt, mit dem man ſich nicht einlaſſen ſoll, weil man bei 


der bloßen Berührung mit ihm ſchon Unbequemlichkeiten erleidet. Das ſind 
die Hinderniſſe, die er er auf ſeinem Wege findet. Manchen tüchtigen 
Menſchen habe ich als einen ſolchen rettungsloſen Narren behandeln ſehen, 
dem nichts weiter fehlte, als daß er in der That nicht vergeſſen konnte, daß 
er Offizier geweſen war und das ſtramme und tüchtige Auftreten, daß ihm 


früher eigen geweſen war, beibehalten hatte, ſtatt e e fügſam 5 5 
ie 


ſein, was er eben nicht gelernt hatte. Das iſt wohl eine Nüdficht, die 

nen noch als Arzt hinzu ⸗ 
wohl einen längeren Zeit⸗ 
chkeit in einem ſolchen Zus 


auf jene Leute nehmen müſſen, und wenn ich Ih 
fügen darf, daß 17 Jahre, in ſolcher Lage aueh 
raum des Lebens repräſentiren, daß die Sterbli 


Freilich öffnet ihnen 


r 2 


daß man mit ihnen das nicht 


— 


* 


ee nicht geringer, daß die Ausſicht auf die Lebensdauer nicht gewachſen 
ft, daß Sie alſo die Verpflichtungen, die Sie heute übernehmen bei einer 
großen Mehrzahl dieſer Leute nicht ſo außerordentlich lange zu erfüllen haben 
werden, kurz, daß dieſe Leute eben auf dem Ausſterbe⸗Etat ſtehen, — dann, 
glaube ich, iſt das ein ſehr natürlicher Grund zu dem natürlichen Compro⸗ 
miſſe, unbeſehen das zu thun, worauf — wie man überzeugt ſein kann — 
die Leute ein volles Recht haben. 

„Ich empfehle Ihnen alſo in erſter Linie mein Amendement. Trotzdem 
will ich Nichts hindern oder ftören, was zu Stande kommen kann; nur auf 
einen Punkt muß ich Ihre Aufmerkſamkeit richten, wo ſelbſt der ſcharfſinnige 
Compromißſtandpunkt des Herrn Bundescommiſſars nicht mehr ausreicht. 
Das ift der Punkt mit den ſogenannten ſüddeutſchen Offizieren, d. h. den 
Offizieren, die einem Staate des norddeutſchen Bundes bei dem Eintritt in 
die Armee nicht angehört haben und ihm heute noch nicht angehören. Wollen 
Sie denn eine Prämie darauf ſetzen, daß ein ſolcher Mann ſchnell hinläuft 
und ſich zum norddeutſchen Bunde bekennt? Wollen Sie ihm deshalb keine 
Penſion geben, weil er nicht klug genug geweſen iſt, ſchon heute nach Bücke⸗ 
burg oder nach Detmold hinzugehen, um dieſem Staate als Bürger anzu⸗ 
gehören? Das können Sie nicht wollen. Eine zweite Frage aber iſt die: 
Haben dieſe Leute denn nur einen Anſpruch auf Grund ihrer Nationalität 
— wenn wir das Bürgerrecht eines deutſchen Staates ſo bezeichnen dürfen — 
oder begründet ſich ihr Anſpruch nicht vielmehr auf ihre Theilnahme an dem 
ſchleswig⸗holſteinſchen Kampfe mit den beſtimmten Berechtigungen, die ihnen 
zugeſichert waren? Waren ſie deshalb weniger ſchleswig⸗holſteinſche Offiziere, 
weil ſie Baiern und Würtemberger waren? Das ſcheint mir unbegreiflich. 
Der Bericht ſpricht von 32 Perſonen, um die es ſich handle. Ich kann na⸗ 
türlich in der Unterſuchung der Thatſachen mit dem Berichte nicht concurri⸗ 
ren, meine ſorgfältigſten Unterſuchungen haben mich aber nicht annähernd 
zu jener Zahl geführt. Nach meiner Rechnung ſind es höchſtens 12 bis 14 
— es ſind ja ſehr Viele inzwiſchen geſtorben und verdorben, und wenn Sie 
ſich der Aeußerung des Herrn v. d. Pfordten in der bairiſchen Kammer über 
die ſchleswig⸗holſteinſchen Verhältniſſe entſinnen: „Das geht uns Alles nichts 
mehr an, ſo werden Sie es begreiflich finden, daß man jene Offiziere nicht 
mit Gunſt behandelt hat, und daß es gerade denjenigen, die aus den ſüd⸗ 
deutſchen Staaten herüber gekommen ſind, theilweiſe am wenigſten gut ge⸗ 

angen iſt. Wie endlich denken Sie es denn mit den heſſen⸗darmſtädtiſchen 

ffizieren zu halten? Ich bitte Sie, laſſen Sie dieſe gruen — denn es 
ſind nur Fineſſen, wenn Sie auf dieſe Weiſe einzelne Leute von der Wohl⸗ 
that des Geſetzes ausſchließen, — drücken Sie demſelben nicht mit Gewalt 
den Stempel der Unfertigkeit auf die Stirn, ſondern gewähren Sie wenig⸗ 
ſtens im Gnadenwege Allen dasjenige, worauf ſie ſich ein Anrecht erworben 
haben. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Dr. Harnier beantragt, für den Fall der Ablehnung des § 7 des 
Gommilfionsentwirrfes zu § 6 des Commiſſionsentwurfes hinzuzufügen: Die 
Wittwen und Waiſen der übrigen 9 und Beamten ($ 1), welche nach 
der Verordnung vom 15. Februar 1850 (Geſetzblatt für die Herzogthümer 
pe 1850, 3. St., Nr. 6 — vergl. Artikel 4 Nr. 2 und Ar⸗ 
tikel 16, Nr. 2—4) penſionsberechtigt fein würden, wird aus Bundesmitteln 
eine nach Maßgabe der gedachten Verordnung vom 15. Februar 1850 zu be⸗ 
ſtimmende Beihilfe gewährt. 

Der Antragfteller befürwortet dieſes Amendement, und ſpricht ſein Be⸗ 
dauern über die Erklärung des Vertreters des Bundesrathes aus, der die 
Commiſſionsvorſchläge ſo entſchieden zurückgewieſen habe. Nach dieſer Er⸗ 
klärung ſei es jedoch unverantwortlich, an dieſen Beſchlüſſen feſthalten zu 
wollen, weil man durch das Scheitern des Geſetzes, die Männer, denen man 
helfen wolle, wieder auf das nächſte Jahr vertröſten würde. Ueberdies biete 
auch die Regierungsvorlage einen ehrenvollen Weg zur Tilgung der Ehren⸗ 
ſchuld, und wenn die noch vorhandenen Härten durch das Vincke'ſche Amende⸗ 
ment beſeitigt wären, jo würde fi eine große Majorität für die Vorlage 
finden. Er hoffe, daß der Bundesrath ſich zur Annahme dieſes Amendements 
bereit finden laſſen werde. 

Referent Abg. Dr. Schleiden: Auch ich beklage, daß der ae 
unſere Vorſchläge jo ſchroff zurückgewieſen hat. ennoch glaube ich, da 
wir dieſelben nicht fallen laſſen dürfen, wenn ſie eine 15 Majorität in 
dieſem Haufe finden, jo wird der Bundesrath fie hoffentlich dennoch anneh⸗ 
men. Es gilt, die Ungerechtigkeit 1 Jahre wieder gut zu machen, 
und dabei kann es ſelbſt auf einige lumpige paax tauſend Thaler nicht an⸗ 
tommen. Leider reicht unſere Competenz nich fo weit, daß wir hier ein 
Nachzahlen der betreffenden Gelder ſeit 17 Jahren beſchließen können. Wir 
können nur bis 6275 vorigen Jahre zurückgehen, deshalb aber wollen wir 
wenigſtens ein Geſetz annehmen, was den Wünſchen der Betheiligten ent⸗ 
ſpricht. Die Schleswig⸗Holſteiner bedauern den Verluſt ihrer Selbſtſtändigkeit 
um großen Theil deshalb, weil er ihnen nicht  geitattet, in angemeſſener 

eiſe für diejenigen zu ſorgen, auf die ſie ſtolz zu ſein daſſelbe Recht haben, 
wie Preußen auf ſeine Kämpfer von Königgrätz. Das beſte Mittel, dieſe 
Provinzen mit ihren neuen Verhältniſſen auszuſöhnen, bietet Ihnen die 
Annahme der Commiſſions⸗Anträge. luß folgt. 

Berlin, 4. Juni. [Amtliches.] Seine Majeſtät der König hat dem 
Vice⸗Präſidenten des Appellations⸗Gerichts in Wiesbaden, Dr. Philipp Ber: 
tram, den königl. Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe; und dem Kaufmann und 
Moſaik⸗Fabrikanten Ferdinando Vichi zu Florenz das Prädikat eines königl. 
Hof⸗Lieferanten verliehen. ar i 

Dem früheren ſchleswig⸗holſteiniſchen, jetzt a i Aach oldenburgiſchen 
Rechtsanwalt und Notar Franz Heinrich een in Ahrensbböck, ift geſtattet 
worden, unter Beibehaltung ſeines Wohnſitzes in Ahrensböck auch fernerhin 
als Rechtsanwalt bei den Kreis⸗ und Amtsgerichten im Departement des 
Appellationsgerichts in Kiel zu fungiren, und iſt derſelbe zugleich zum No⸗ 
tar im Departement des genannten Appellationsgerichts ernannt worden. 

Berlin, 4. Juni. [Se. Majeſtät der König] nahmen vor⸗ 
geſtern auf Schloß Babelsberg den Vortrag des Militär⸗Cabinets, 
geſtern den des Geheimen Cabinets⸗Raths von Mühler entgegen und 
empfingen den commandirenden General des 10. Armee⸗Corps, General 
der Infanterie v. Voigts⸗Rhetz. 

Heute nahmen Se. Maj. der König um 11 Uhr Vormittags die 
Vorträge des Kriegs⸗Miniſteriums und des Militär⸗Cabinets entgegen, 
und gaben um 3 Uhr ein Diner, zu dem ſowohl nach Potsdam, als 
nach Berlin Einladungen ergingen. 

[Ihre Majeſtät die Königin] hat in Baden-Baden den Be⸗ 
ſuch Sr. königlichen Hoheit des Erbgroßherzogs zu Sachſen und Sr. 
kaiſerlichen Hoheit des Prinzen Napoleon empfangen. (St. ⸗A.) 

[Graf Bismarck befindet ſich in der Beſſerung, wird ſich 
aber noch einige Zeit von angeſtrengten Arbeiten, namentlich von der 
Anweſenheit im Reichstage zurückhalten müſſen, und wird die weitere 
Seſſion des Letzteren hoffentlich ohne erhebliche Differenzen, welche feine 
Gegenwart nöthig machten, zu Ende gehen. 

& [Die hannoverſchen Legionäͤre.] Der in der königlichen 
Ordre vom 3. Mai verheißene Termin für die ſtraffreie Rückkehr der 
hannoverſchen Legionäre iſt, wie wir hören, bis zum 1. Juli d. J. 
ausgedehnt worden. Dann konnen diejenigen, welche ſich irgendwie in 
Unternehmungen zur Losreißung Hannovers eingelaſſen haben, wegen 
Hoch⸗ und Landes⸗Verraths vor Gericht gezogen werden. 

Der bisherige Minifterial- Director der Eiſenbahn⸗ 
Abtheilung im Handels-Miniſterium Herr v. d. Red] hat 
am vergangenen Sonnabend ſeine Thätigkeit eingeſtellt und ſich in die 
Gegend von Hirſchberg begeben, wo er begütert iſt. Ueber ſeinen Nach⸗ 
folger iſt noch nichts beſtimmt. Seine Stelle wird jetzt durch den 
älteſten Rath der Eiſenbahn⸗Abtheilung, Geh. Ober⸗Regierunge⸗Rath 
Wolff interimiſtiſch verwaltet. 


Darmſtadt, 4. Juni. [Die Kammern) werden um die Mitte 


dieſes Monats auf einige Tage zuſammentreten, um das Militärbudget 


zu erledigen. Die gemeinſchaftlichen Sitzungen der Finanzausſchüſſe 
beider Kammern beginnen am 10. d. Mts. 

München, 2. Juni. [Der deutſche Juriſtentag.] Geſtern 
begannen dahier — im Bairiſchen Hof — die Sitzungen der ſtän⸗ 
digen Deputation des deutſchen Juriſtentages. Es haben ſich hierzu 
folgende Ausſchußmitglieder eingefunden: Geh. Rath Profeſſor von 


Wächter aus Leipzig, Generalſtaatsanwalt Schwarze aus Dresden, N 


Profeſſor Dr. Gneiſt aus Berlin, Profeſſor Plankh aus Göttingen, 


Oberappellationsrath Becker aus Jena, Oberlandesgerichtsrath Keller 


und Präſident Freiherr v. Rizzy aus Wien, Freiherr v. Sternsfels 
aus Stuttgart, v. Stößer, Kreisgerichts⸗Director aus Lörrach in Ba⸗ 
den, Miniſterialrath Dr. vi Kalb und Staatsanwalt Stenglein aus 


München. Es galt zu beſtimmen, ob, und wenn ja, zu welcher Be⸗ 

rathung ſich der Juriſtentag heuer verſammeln ſoll. Geſtern wurde 

hierüber noch kein definitiver Beſchluß gefaßt und die Sitzungen dauern 
a (N. Z.) 


heute noch fort. 
Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 5. Juni. Angekommen: Se. Durchlaucht Fürſt v. Jablo⸗ 
nowski, aus Krakau. Ihre Durchlaucht Fürſtin v. Jablonowska, desgl. 
Ihre Durchlaucht Prinzeſſin v. Jablonowska, desgl. 

[Unglücksfall.] Am 3. d. M. Vormittags löſte ſich von der Vorder: 
front des Hauſes Schmiedebrücke 44 ein Stück des ſogenannten Bandſimſes 
ab und beſchädigte ſolches beim Herabfallen auf die Straße eine zufällig 
vorübergehende weibliche Perſon dergeſtalt am Kopfe, daß dieſelbe in Folge 
deſſen nach dem Hoſpital geſchafft werden mußte. 

[Selbſtmord] In der Nacht vom 3. zum 4. d. M. machte die 68 Jahr 
alte hieſige Nachtwächter⸗Wittwe N., muthmaßlich aus Lebensüberdruß, ihrem 
Leben durch Erhängen in ihrer Behauſung ein Ende. (Intbl.) 


—r. Ramslau, 4. Juni. [Gewitter und Blitzſchläge.] Sämmt⸗ 
liche drei Pfingſtfeiertage brachten uns theils recht ſchwere Gewitter, welche 
mit vielen Blitzſchlägen, aber auch mit prachtvollen Regengüſſen verbunden 
waren. Am 2. Pfingſtfeiertage ſchlug ein Blitzſtrahl in der polniſchen Vor⸗ 
ſtadt hinter der Beſitzung des Zimmermeiſter Frey an einem Zaunpfahle 
nieder, zerſchmetterte ein neben demſelben liegendes Brett, warf es nach 
allen Richtungen auseinander und fuhr dann in die Erde. Am dritten 
Pfingſtfeiertage zündete ein Blitzſtrahl in Klein⸗Zöllnig bei Bernſtadt. An 
demſelben Tage Nachmittag zwiſchen 3 und 4 Uhr traf ein Blitzſtrahl — 
glücklicherweiſe ohne zu zünden — das Flachwerkdach des Juſtizrath Ernſt'ſchen 
Hauſes, zerſchmetterte mehrere Flachwerke und den darunter liegenden Dach⸗ 
ſparren. Von dort aus ſcheint ſich der Blitzſtrahl in verſchiedene Strömun⸗ 
gen zertheilt zu haben; denn er erfüllte das Parterre vornheraus in dieſem 
Hauſe 2 n Bureau des königl. Steuer⸗Amtes mit zur und betäubte 
den alten Steuer⸗Amts⸗Boten Pohl für einige Augenhlicke. Derſelbe hatte 
für einige Zeit in einem Fuße alles Gefühl verloren. Ferner riß der Blitzſtrahl 
in der Patterre hinten heraus gelegenen Kanzlei des Juſtizraths Ernſt aus 
dem Rahmen des geſchloſſenen Fenſters und ohne dieſes zu zertrümmern, 
einen 10 Zoll langen fingerdicken Spahn und auch die Kanzlei und die da⸗ 
hinter liegende Küche waren augenblicklich mit Feuer erfüllt. Der Schwefel⸗ 
geruch hat ſich erſt nach einer Stunde verloren. In dem Dache zeigten ſich 
außer einem großen Loche in den daneben liegenden Flachwerken noch meh⸗ 
rere kleine Oeffnungen, wie von Schrotkörnern herrührend. Ob möglicher: 
weiſe ein auf einem Dachbalken aufgefundener, mit einer alten Jahreszahl 
verſehener, vorzüglicher Feuerſtahl zu dieſem Blitzſtrahle in irgend welcher 
Beziehung ſteht, wagt Referent nicht zu behaupten; magnetiſche Kraft wohnte 
dem Feuerſtahle, den vielleicht einſt ein Zimmermann aus Verſehen auf dem 
Dachbalken hatte liegen laſſen, nicht inne. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Luft- Wind- 
in Pariſer Linien, die Tempera- Tempe- richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur, | rometer. ratur. Stärke, 
Breslau, 4. Juni 10 U. Ab.] 332,70 |+12,6| W. 3. Trübe. 
5. Juni 6 U. Mrg.] 332,98 [79,8] W. 2. Trübe. 


Breslau, 4. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 10 3. U.⸗P. 1 F. 8 3. 
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Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem Wolff'ſchen Telegraphen⸗Bureau. 

Paris, 4. Juni. „Patrie“ zufolge iſt das leichte Unwohlſein des 
Kaiſers vollſtändig gehoben; derſelbe arbeitete bereits heute Morgen mit 
mehreren Miniſtern. 

Paris, 4. Juni. Ein Circular des Kriegsminiſters ermächtigt die 
commandirenden Generäle der Armee⸗Corps, ſolchen Soldaten, die durch 
fortgeſetzte ſchlechte Aufführung oder durch Trunkſucht Anlaß zu Klagen 
geben, das Tragen des Säbels auf unbeſtimmte Zeit zu unterſagen. 

„France“ meldet, daß der luxemburgiſche Geſchäftsträger Jonas am 
Freitag vom Marquis Mouſtier empfangen wurde. — Graf Stackel⸗ 
berg wird wahrſcheinlich Sonntag ſeine Accreditive überreichen. 

London, 3. Juni. Sir Robert Napier telegraphirt dem Miniſter 
für Indien, Sir Stafford Northeote, aus Atigrath vom 21. Mai, daß 
vorläufig einige Truppen in Zoulla zurückbleiben ſollen, alle übrigen 
ſich jedoch am 1. Juni einſchiffen würden. (T. B. f. N.) 

St. Petersburg, 4. Juni. Der Correſpondent der ruſſiſchen 
Telegraphenagentur theilt aus Mittel⸗Aſien mit, daß General Kaufmann 
mit 36 Compagnien Infanterie und 1000 Koſaken gegen Samarkand 
vorgerückt ſei; das Heer der Bucharen ſei 80,000 Mann ſtark. 

(T. B. f. N.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
„(Wolff's Telegraphiſches Bureau.) 

Paris, 4. Juni, Nachmittags 3 Uhr. Matt und angeboten. Conſols 
Deren 1 Uhr waren 94% gemeldet. Schluß⸗Courſe: 3proc. Rente 
70, 35—70, Ka: Italien. 5proc, Rente 52, 65. Oeſterr. Staats⸗Eiſen⸗ 
bahn⸗Actien 553, 75. dito ältere Prioritäten 259, 50. dito neue Briorit, 
256, 25. Credit⸗Mobil.⸗Actien 286, 25. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 378, 75. 
dito Prioritäten 215, 75. 6proc. Ver. Staaten⸗Anl. pr. 1882 9 9860 824. 
Paris, 4. Juni, Nachm. 1 Uhr. 30 M. . ermehrt: 
Baarvorrath um 11%, Notenumlauf um 6/8, Guthaben des Staatsſchatzes 
um ½ Millionen Franes. Vermindert: Portefeuille um 6%., laufende 
Rechnungen der Privaten um 3 Millionen Francs. Die Vorſchüſſe auf 
Werthpapiere ſind unverändert geblieben. 
Paris, 4. Juni. Die Einnahmen der Lombardiſchen Eiſenbahn betrugen 
in der Woche dom 20.—26. Mai 2,432,504 Fres. und ergaben mithin gegen 
die entſprechende Woche des vor. Jahres eine Mehreinnahme von 320,100 Fres. 


— 


ondon, 4. Juni, Nachm. 1 Uhr. luß⸗Courſe: Conſols 94%. 
Iproc. Spanier 57%. Italieniſche 5proc. 9 52%. Lombarden 15. 
Mexicaner 16%. öproc, Ruſſen 85%. Neue Rufſen 84%. Silber 60%. 


ankfurt a. M., 4. Juni, Nachmittags 2 u [Schluß⸗ 
e Wich . Oeſterreichiſche national + Anleihe 4 

6% Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 77%, 
1854er Looſe bebte 1860er 


Wien, 4. Juni, Abends. [Abend⸗Boörſe.] ; 
Nordbahn —, —. 1860er Looſe 81, 25. 1864er Looſe 84, —. iſche 
Weſt ahn —, —. Staatsbahn 252, 90. Galizier 197, 20. Steuerfreies 
Anlehen —, —. Napoleonsd'or 9, 30. Lombarden 175, 10. Ungariſche 
Creditactien —,—. — Unbelebt. 


deutſche Bank 121. Rhein. Bahn 117%. 
Nase Anleihe 79%. 1 


5000 P 


Baumwolle: 


Liverpool, 4. i, Mittags. 1 
Na 20 “ Georgia 5 1 Fair Dhollerah 9½. 


ſchwache 


* Here 7 
[Delſaaten ohne Handel. 8 


f 
„kuchen ohne Frage, 50—55 
ber beachtet, e . 


ugu Rog 
fd. Brutto 90 Br. u. Old. pr. Juni⸗Juli 89 Br., 88 Öl, pr. Juli⸗ G 


* * 0 
Good fair Bengal 9%. Fine Bengal —. New fair Oomte 9%. Good 
ir Ooma 10. Bene 11%, Capptiche 12%. Smyrna 9%. Savannah 
—. Broach —. Domra April⸗ ing —. 
— 4. Juni. (Schlußbericht) Baumwolle: 8000 Ballen Umſa, davon 
für Speculation und Export 1000 Ballen. Preiſe ſtetig bei ruhiger Stimmung. 
Antwerpen, 4. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Petroleum⸗Mar 5 
Schluß⸗Bericht.) Lebhaſter. Naffinirtes, Type weiß, loco 45%, ſchwimmen 
5, pr. September 48%, pr. October⸗December 50. . Juli 
Paris, 4. Juni, ene Rübdl pr. Juni 87, 50, pr. Jun 
August 87, 50, pr. Sept.⸗Dechr. 87, 75. Mehl pr. Juni 77, 75, pr. Juli⸗ 
Auguſt 74, 75 Baiſſe. Spiritus pr. Juni 82, 50 Baiſſe. 
Kurheſſiſche 40 Thlr.⸗Looſe. Serienziehung vom 1. Juni. Serie 
Nr. 77 TR 372 546 602 619 642 766790 834 847 1208 1548 1695 
1888 2016 2075 2252 2839 2913 2947 3025 3088 3170 3218 3262 3384 
3499 3617 3658 3670 3740 3833 3935 4370 4471 4695 4816 5022 5303 
5400 6086 6159 6163 6371 6374 6391 6392 6580 


Berlin, 4. Juni. Die Börſe war anfänglich etwas ſchwächer, befeſtigte 
ſich aber im Laufe der Geſchäftszeit und wandte auch einzelnen der Specu⸗ 
lations⸗Deviſen eine gegen die ſonſtige Stille verhältnißmäßig vortheilhaft 
abſtechende Thätigkeit zu. Ziemlich am regſten gingen Lombarben, anfäng⸗ 
lich niedriger einſetzend, um, Franzoſen behaupteten ſich gut bei ſchwachem 
Geihäft; dann fand in Italienern und Amerikanern bei unbedeutender ſte! 
gender Tendenz ein nicht unbelebtes Geſchäft ſtatt; Oeſterreichiſche Eredit 
hielten ſich gut. Da die Wiener Börſe keinerlei Anregungen bot, waren die 
öſterr. Fonds, auch Looſe, ohne nennenswerthe Umſäge; von ruſſ. erhielten 
ſich Boden⸗Credit gefragt, auch für Lig.⸗Pfandbr. zeigte ſich ſpeculative Thä⸗ 
tigkeit, Poln. Schatz. Oblig. waren ſchwächer, ruſſ. Bahnen etwas billiger, doch 
dazu beachtet. Rümänen ſtellten ſich höher; von Ruſſ. Prioritäten waren 
Jelez⸗Orel billiger am Markte, zu 76% waren wohl Abnehmer, Schuja be⸗ 
liebt, Rjäſan⸗Kozlow u. Kozlow⸗Woroneſch verkäuflich, Kiewer billig. doch ‚ge 
fragt Preußische 1 00 waren weniger vernachläſſigt, dagegen behält 
der Eiſenbahn⸗Markt die ſchwache Haltung der letzten Tage bei, auch fehlte 
es nicht an mäßigen Rückgängen, von denen auch manche der ſchweren 
Actien, namentlich der weſtlichen Bahnen, nicht verſchont bliehen; Kieler 
drückten ſich ſtärker. Die deutſchen Prämien⸗Anleihen hielten ſich bei ein⸗ 
geſchränktem Handel nicht voll. Von Banken entwickelte ſich nur in Dis⸗ 
conto⸗Commandit⸗Antheilen zu % erhöhter Notiz größeres Geſchäft, auch von 
Genfern ging Manches theurer um; Moldauer ſind gedrückt, Schleſiſche und 
Deſſauer Credit gewannen im Courſe; Minerva wurde bei regerem Verkehr 
etwas beſſer bezahlt, Preußiſche Fonds blieben ſtill, 5proc. Anleihe und 
Staatsſchuldſcheine unbedeutend herabgeſetzt, Prämien⸗Anleihe höher. Wechſel 
begehrt und mehrfach im Courſe anziehend. — Prämie für Amerikaner pr. 
ult. Juni 73% — bez., pr. ult. Juli 78 J — 4 bez. (B. u. H.⸗Z.) 


Berliner Börse vom 4. Juni 1868. 


Fonds und Geld-Oourse. Biseababn-Stamm-Astien. 


Freiw. Staats-Anl. % bz 
* in 8. 103% bx. Dividende pro 1866, 1667. 
bz. — 10 
dito 188768 ba. . lac, d. 
dito 1864 br. ln 
dito 1867 bz. — 1 Pe me 
dito 0644 2. 8 vor ba 
dito 185304 bz. 5% 4 166 et. „ . 
186214 |83 hz — (4 liga et bz. B 
Staats- Schuldscheine 84% bz. —— 135%, ba. 
Präm.-Ayl. von 1888 117 6. — ss sl, . 
Berliner Stadt-Oblig. b. — 1 11 et bz. B. 
3 ( Kur- u. Neumärk, 76, — f 132 % 
3 \Pommersche 6 — 4 [851% bz. 
8 . Am . — e 
af dito neueſd 6 % ba — s seg B. 
% Schlesischo . 43½ — — %% 4 1546 6. 
Kur- u. Neumärk. 4 8. 2 162 U. 
5 ommorsche 4 8. — se 1220 e. 
© Posensche Da. — 4 129% B. 
2 \Preussische. .. . bz — 14 [12 b. 
5 /Westph.u,Rbein.|4 97 bz. — e I u 
Sl Sächsische „...|4 |9114 br. — 4 89 72. 
5 Schlesische. . . . 4 91 ½ ba. 3 4 127 bz. 
Loniad'or 112% b7.jOest, Bk. 87746 ba N — 15 — — 
Goldk. 9. 1 g. Kare no. Age. o berschl. A. — Heid ach bz. 
Ausländische Fonds. 12 in 18% be. 
827 b. _ 16 neee 
* — 1100/4 
71½ bz. 8 in . 
8. — 46 6% bz 
4 6. — ss %%% R 
ie 1 3 
el, bz. ko 4 28 13 B. 
de. Z e . 
— 14 134 br, 
km 897% be. 
BR 5 
et. be. 5 Bank- und Industrie-Pepiere. 
. Berl. Kassen-V, 12 4 11694, „ 
Amerikan. St.-Anl. .6 784 tz, R B. 8 je 4 
Eisonbahn-Prioritäts-Aotien. Daaziger Bank. 8 816 . 
Berg.-Märkische . . . 27% 6. ER 4 1 B. 5 
Her Gerae; 
dito Wai es ot d. er „ % | 8 0 
n 10775 bz * 5 — 1 ab. 
dito "ir 1e = P n 
dito 1885 | — [ In 6. 
. III. 4 — 1 — H 91, ot ba- 
Magdeburger 0. 
% e e e ee 
Oos.-O derb. (Win.) 4 182%, d erer n 
to III. Em. 44% — 0 8 
dito . Ea. dla R. ene * 
Cal. l . 5 82½ ba. 6 — 
11 Märk. 
Niedorseh) 9980 3 Berl. Hand- ges 1 118%, ba. 
dito 10 84½ ha. — — in ve N 23% B 5 | 
dito IV. B. armstädter „ v2 6. 
1. 2 et b Dessauer 0 — ( 2% ot. ba. 
erbe, dann a 7 8 |- 1 
dito 781 B. . — a Pe 
dito 45 B. 1 — — 770 et. bg 
dito 85% R e 6. B 
dite 77 B. Moldauer Lds.-B.! — — 23 et o 
dito 9312 6 * — — 2 ½a½% be 
dito En. Schl. Bänk-Vor, 22 114% b, 
Oestorr.-F. 260%, @ BALLON 
Oesterr. südl. St.-B 218 ½al4 bz 
Rhein, v. St. gar. 96 G. or ys. — — 37% br. G. 
Bbein-Nahe-B. gar, 4102 ½ 6. br.v.Eisenbaf, ‚110 121, 1374, bs, 
ö f Weehsel-Oourse. > 
Amsterdam 280 Fl. . |10T.]143%, bz. Angsburg 100 Fl... 2 M. 88. 26 ba. 
dito dito 2 M. 142% ba. Leipzig Too Thlr.. 8 T. 99 % 8, 
Hamburg 300 Mk. 8 T. 181% bz dito dito 2 1.000 % 6. 
dito alto 2 M. 180 , ba. Frankfurt a, M. 100 FIA N.156 N U. 
l EN . — 5 23 Nb ee 2 S. R. 4 115 — 
aris 65 . 2. 0 ito 4 n. 
Wien 150 Fl.. 8 T. 87 7 br. Warschau 20 8.-R. 0 T. 887% ba. 
ne e 2 M086 l ba. Bremen100 Thür. Gold Is T. H 11% 6. 


„ Breslau, 5. Juni. Am heutigen Markte blieb der Geſchäftsverkehr 
ſehr 19 und würde bei dem anhaltend belangloſen Angebot ſelbſt 
ſehr ch Bonn keine zulängliche Auwahl gefunden habeu, Preiſe zeibten 
ehr feſte Holtung. 
Welt en 99 Aa Angebot, pr. 84 Pfd. ſchleſiſcher 4 85—101 Sgr., 
gelber 80—99 Sgr., feinſte Sorte 1 — 2 Sgr. über Notiz bezahlt. — 
Roggen war in feſter Haltung, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher 62 — 70 Sgr., 
fremder 59—70 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bez. — Gerf. 1 5 ſatz, 
r. 74 Pfd. gelbe 46—49 Sgr., helle 50 —52 Sgr., weiße 54 — r., 
Fin Sorte über Notiz bezahlt, -— Hafer ſchwacher Umſatz, pr. 
50 Pfd. 33—35—38 Sgr., feinſte Sorte über Notiz ber — 7 ſtark 
Wicken ohne Umſatz, pr. 90 Pfund bis 52 Sgr. — 
tupinen ohne Handel, — Bohnen ohne 
r. — Schlagle in preishaltend. — Raps⸗ 


Käufer, pr. 90 Pfd. 90 —96 t 
gr. pr. Centner. — Mais (Kuturuz) wenig 


pr. Etnr. 5 
Sgr. pr. Schffl. Sgr. pr. Schffl. 
Weißer Weizen 85—96—104 Hafer 2 85 
Gelber Wein 80 —92— 28 Sie 6365 


92— en 56—63— 
ſchleſiſcher. . 62—65— 70 Sgr. pr. Sack a 150 R. Orutte: 
Roggen — "1 5 —01— 70 Schlag Nes .... de 
46—51— 56 5 
eeſaat ohne Handel. f 25 
Kartoffeln pr. Sad à 150 Pfd. 22-30 Sgr., Metze Me 
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